
Aktenzeichen: 
7 U 7/26
1 O 147/23 LG Zweibrücken

Pfälzisches Oberlandesgericht
Zweibrücken

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

Heidi Kneller-Gronen, Erna-Scheffler-Str. 1 a, 51103 Köln,
- Klägerin und Berufungsklägerin -

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte LHR Lampmann Haberkamm Ro-
senbaum & Partner mbB, Grüner Weg 12, 
50825 Köln,

gegen

Mark Steier, Chemnitzer Str. 12, 66955 Pirmasens,
- Beklagter und Berufungsbeklagter -

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Jens Leiers, Kirchherrngasse 14, 
48143 Münster,

wegen widerrechtlicher Domainübertragung,

hat der 7. Zivilsenat des Pfälzischen Oberlandesgerichts Zweibrücken durch den Vorsitzen-

den Richter am Oberlandesgericht Pees, den Richter am Oberlandesgericht Hölper und die 

Richterin am Oberlandesgericht Arendholz auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 

19.08.2026

für Recht erkannt:

1. Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil der Einzelrichterin der 

Beglaubigte Abschrift
 



1. Zivilkammer des Landgerichts Zweibrücken vom 12.12.2025 in 

der Fassung des Beschlusses vom 14.01.2026, Az. 1 O 147/23, 

wird zurückgewiesen. 

2. Die Klägerin hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 

3. Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Das in Ziffer 1 genannte Ur-

teil des Landgerichts Zweibrücken ist ohne Sicherheitsleistung vor-

läufig vollstreckbar. 

4. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Gründe:

I.

Die Parteien streiten um die Inhaberschaft der Domain „www.wortfilter.de“. 

Inhaber der Domain „www.wortfilter.de“ (im Folgenden: Domain) war ursprünglich Herr Axel 

Gronen, dessen geschiedene Ehefrau die Klägerin ist. Aus der Ehe ging ein gemeinsamer 

Sohn hervor. Axel Gronen verstarb aufgrund eines Suizids im Dezember 2014. Bei den Par-

teien dieses Rechtsstreits handelt es sich um ehemalige Lebensgefährten. Die Lebensge-

meinschaft bestand von 2015 bis 2022. Die Klägerin ist Rechtsanwältin und insbesondere 

auf den Rechtsgebieten des Internet-, Marken- und Urheberrechts tätig.

Axel Gronen veröffentlichte auf der Webseite redaktionelle Beiträge und arbeitete mit dem 

Zeugen Elmar Denkmann zusammen, der sich u. a. um die IT-Belange im Zusammenhang 

mit der Webseite kümmerte. Axel Gronen verfügte insgesamt über 200 Domains. 
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Die streitgegenständliche Domain wurde von der HostEurope GmbH als Betreiberin des 

Domainproviders und Vertragspartnerin der DENIC eG (im Folgenden: DENIC) verwaltet. 

Hinsichtlich der Nutzungsbedingungen wird auf Anlage LHR 22 Bezug genommen. Am 

27.01.2015 erfolgte durch den verwaltenden Hostprovider, die HostEurope GmbH, – gerich-

tet an gronen.de Ltd. – eine Mahnung im Hinblick auf einen ausstehenden Betrag in Höhe 

von 311,21 € (vgl. Anlage LHR 23).

Am 05.01.2015 erklärte die Klägerin als gesetzliche Vertreterin des gemeinsamen Sohnes 

für diesen die Ausschlagung der Erbschaft nach dem Axel Gronen, welche mit Beschluss 

des Familiengerichts Zweibrücken am 25.02.2015 familiengerichtlich genehmigt wurde (vgl. 

Bl. 252 f. der eAkte 1. Instanz). Das Amtsgericht Monschau stellte mit Beschluss vom 

06.08.2018 (Az.: 04 VI 106/18) fest, dass ein anderer Erbe als der Fiskus des Landes 

Nordrhein-Westfalen nicht vorhanden ist. 

Seit Februar 2015 war die Klägerin sowohl als Inhaberin der Domain als auch des Kontos 

bei dem Domain-Provider eingetragen, wobei die weiteren Umstände zwischen den Partei-

en streitig sind. 

Der Beklagte erstellte für die Webseite redaktionelle Inhalte und veröffentlichte diese online. 

In der Vergangenheit war die Klägerin neben dem Beklagten aufgrund der auf der Websei-

te veröffentlichten Inhalte rechtlichen Inanspruchnahmen durch Dritte ausgesetzt. 

Am 25.03.2021 wurde die Domain auf den Beklagten übertragen, wobei die weiteren Um-

stände zwischen den Parteien streitig sind. Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten der Do-

mainhistorie wird auf den Registerauszug der DENIC, Anlage LHR 1 sowie Anlage B5, Be-

zug genommen. Der Beklagte informierte per E-Mail am 25.03.2021 den damaligen Bevoll-

mächtigten der Klägerin, Herrn Rechtsanwalt Euskirchen, über die Übertragung der Domain 

auf den Beklagten (vgl. Anlage B3). Herr Rechtsanwalt Euskirchen teilte mit Schreiben vom 

29.03.2021 (Anlage B4) im Zusammenhang mit einer rechtlichen Inanspruchnahme der Par-

teien aufgrund eines auf der Webseite veröffentlichten Inhalts u.a. mit, dass „unsere Man-

dantin (Anmerkung des Senats: die Klägerin) auch keinerlei technische Zugriffsmöglichkei-

ten auf die Domain hat und sich die Domaininhaberschaft geändert hat“. Hinsichtlich der 

weiteren Einzelheiten wird auf Anlage B4 Bezug genommen. 

Am 22.11.2022 erhielt die Klägerin eine E-Mail von der HostEurope GmbH mit dem Inhalt, 
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dass „die nachfolgenden Domains eine Freigabe zum Providerwechsel erhalten hätten, 

welche zum jeweils aufgeführten Datum erfasst worden seien“. Hinsichtlich der weiteren Ein-

zelheiten wird Bezug genommen auf Anlage LHR 13.

Mit Schreiben ihres Prozessbevollmächtigten vom 10.04.2023 forderte die Klägerin den 

Beklagten unter Fristsetzung bis zum 19.04.2023 auf, die Rückübertragung der Domain da-

durch zu ermöglichen, dass er gegenüber der DENIC darauf verzichte. Der Beklagte wies 

die Ansprüche mit Schreiben vom 18.04.2023 zurück. 

Ausweislich Anlage B6 schloss der Beklagte mit dem Land Nordrhein-Westfalen – als Erbe 

des Axel Gronen – über die streitgegenständliche Domain am 17.10.2023 einen Kaufver-

trag. In diesem Kaufvertrag wurde u.a. folgendes geregelt:

„Präambel:  

Mit  Beschluss  des  Amtsgerichts  Monschau  vom  06.08.2018  (Aktenzeichen  04  VI  

106118)  wurde  das  Land  NRW,  vertreten  durch  die  Bezirksregierung  Köln,  als  

Erbe  nach  Herrn  Axel  Peter  Gronen  (geb.  am  07.07.1966  in  Köln)  festgestellt.  

Der  Kaufgegenstand  ist  Bestandteil  des  Nachlasses  und  wurde  kurz  nach  dem  

Tode  des  Erblassers  auf  Frau  Heidrun-Gronen,  die  ehemalige  Ehefrau  des  Ver -

storbenen,  übertragen.  Diese  übertrug  in  2021  unentgeltlich  die  Internetdomain  

wortfilter.de  auf  den  Käufer.

Mit  diesem  Kaufvertrag  wird  ein  ordnungsgemäßer  Rechtszustand  hergestellt.

§  1  Kaufgegenstand  

Kaufgegenstand  ist  die  Domain  wortfilter.de.  Die  Domain  wurde  bereits  in  2021  

auf  den  Käufer  übertragen.  

§  2  Kaufpreis,  Fälligkeit  

Der  Kaufpreis  beträgt  2.000  Euro  

[…]

§  4  Gewährleistungsausschluss/Sonstiges/Anwendbares  Recht  

Der  Verkäufer  sichert  zu,  dass  er  als  Rechtsnachfolger  von  Herrn  Gronen  Ei -

gentümer  der  Domain  ist.“

Die Klägerin hat vorgebracht:
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Der eingeklagte Anspruch gegen den Beklagten auf Verzicht der Domain ergebe sich vor-

liegend aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 303a Abs. 1 StGB, §§ 858 Abs. 1, 861 Abs. 1 BGB 

analog. 

Die Klägerin habe Anfang des Jahres 2015 die HostEurope GmbH als Betreiberin eines 

Domain-Providers beauftragt, sie als Inhaberin des Domainnamens „www.wortfilter.de“ bei 

der DENIC, der zentralen Vergabestelle für Internetdomainnamen unter der Top-Level-Do-

main „.de“ registrieren zu lassen. So sei die Klägerin am 04.02.2015 Inhaberin der Domain 

geworden und durch die Registrierung sei zwischen ihr und der DENIC ein sog. Domainver-

trag geschlossen worden. 

Axel Gronen habe den Zeugen Denkmann zu Lebzeiten damit beauftragt, für den reibungs-

losen Betrieb der Webseite und der Tools Sorge zu tragen und die notwendigen Backups 

zu erstellen. Dazu habe Axel Gronen dem Zeugen Denkmann zuletzt am 30.08.2012 die Zu-

gangsdaten zum KIS, die ihn dazu legitimierten, sämtliche Handlungen vorzunehmen und 

dafür erforderliche Erklärungen abzugeben, herausgegeben. Seither sei der Zeuge Denk-

mann fortwährend im Besitz der Zugangsdaten gewesen. Der Zeuge Denkmann sei auch 

über den Tod hinaus vom Verstorbenen beauftragt gewesen, die Domain und das entspre-

chende Domainproviderkonto zu verwalten. Es habe mit dem Zeugen Denkmann in Bezug 

auf die Domain ein umfassender Auftrags- bzw. Geschäftsbesorgungsvertrag bestanden. 

Er habe insbesondere jederzeit Änderungen im Providerkonto vornehmen können und dar-

über sowohl dem Provider als auch der DENIC gegenüber die erforderlichen Erklärungen 

abgeben können. Die Bevollmächtigung, mittels der Zugangsdaten zum KIS sämtliche Maß-

nahmen für den Betrieb der Webseite und der Tools zu ergreifen und – falls nötig – Erklä-

rungen dafür abzugeben, sei über den Tod hinaus erfolgt. Axel Gronen habe schon vor dem 

04.12.2014 geahnt, dass sein Tod bevorstehen würde. In persönlichen Gesprächen mit 

dem Zeugen Denkmann habe er immer wieder bekräftigt, dass sein Sohn Felix sein „Ein 

und Alles“ und es für ihn das Allerwichtigste sei, dass er immer gut versorgt sein würde. Der 

Zeuge Denkmann sei insoweit bevollmächtigt gewesen, im Namen des Axel Gronen auch 

nach seinem Tod sämtliche Erklärungen abzugeben, die aus dessen Sicht erforderlich ge-

wesen seien, damit es Felix möglichst gut gehe. 

Auch der Zeuge Maaßen könne bezeugen, dass der Zeuge Denkmann über den Tod hinaus 

dazu bevollmächtigt gewesen sei, die Erklärung gegenüber der DENIC in dessen Namen 
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abzugeben. Dieser sei bis zu seinem Tod in sehr engem Kontakt mit Axel Gronen gewesen 

und wisse durch Gespräche mit ihm ebenfalls bestens darüber Bescheid, dass der Zeuge 

Denkmann dazu bevollmächtigt gewesen sei, sich nach dem Tod um die Webseite wortfil-

ter.de und die streitbefangene Domain zu kümmern und entsprechende eigene Erklärungen 

abzugeben, durch die die Webseite im Sinne seines Sohnes weiterbetrieben werden kön-

ne. Axel Gronen habe dem Zeugen Maaßen anvertraut, dass der Zeuge Denkmann nach 

seinem Ableben alle Projekte sowie die Webseiten im Sinne seines Sohnes managen wer-

de und dazu bevollmächtigt sei, notwendige Erklärungen abzugeben. 

Vor dem Hintergrund der Mahnung vom 27.01.2015 habe die Sorge bestanden, dass der 

Webhosting- und Registrierungsvertrag mit der DENIC aufgrund der ausstehenden Zahlung 

gekündigt werden würde. Die Klägerin habe sich daher bereit erklärt, von nun an das Ent-

gelt für den Webhosting- und Registrierungsvertrag zu zahlen und die Domain weiterhin mit 

der Webseite zu verknüpfen. Infolgedessen habe der Zeuge Denkmann die Klägerin als 

neue Inhaberin der Domain angegeben. Auch die Zeugin Hölscher, die bis zu dessen Tod 

mit dem Axel Gronen liiert gewesen sei, könne dies bestätigen.

Auch gegenüber seinem Bruder, dem Zeugen Gerrit Gronen, habe Axel Gronen mehrfach 

zum Ausdruck gebracht, dass der Zeuge Denkmann nach seinem Tod mit sämtlichen Ent-

scheidungen und Maßnahmen in Bezug auf die Domain betraut sei. Er habe ihm ebenfalls 

im Jahr 2014 erklärt, dass der Zeuge Denkmann von ihm umfassend bevollmächtigt worden 

sei, alle erforderliche Schritte zu unternehmen (einschließlich der Übertragung der Domain 

auf eine geeignete dritte Person), um sicherzustellen, dass diese im Sinne seines Sohnes 

verwendet oder weitergeführt werde. 

Die Übertragung auf den Beklagten im Jahr 2021 sei ohne das Wissen und Wollen der Klä-

gerin erfolgt. Nachdem die Beziehung zwischen den Parteien im Juli 2022 geendet habe, 

habe die Klägerin in der Folge bei der DENIC eine sog. WHOIS-Abfrage gestellt, mit der 

u.a. der Inhaber und der administrative Ansprechpartner eines Internetnamens erfragt wer-

den könne. Die Klägerin habe dadurch festgestellt, dass sich am 25.03.2021 die Angaben 

geändert hätten. Der Beklagte habe zunächst ohne ihr Wissen und Einverständnis die In-

haberdaten geändert und diese dann – ebenfalls eigenmächtig – auf ein Konto bei einem 

anderen Provider übertragen, dessen Inhaber der Beklagte sei und auf das die Klägerin 

keinen Zugriff habe. Er habe zudem – ebenfalls ohne Einverständnis und Wissen der Kläge-
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rin – am 22.11.2022 nochmals die Domaindaten geändert und sich selbst als neuen Inha-

ber der Domain angegeben. Die Domain nebst Einnahmen habe der Klägerin als eine Le-

bensabsicherung für sie und ihren Sohn gedient. Es habe immer eine klare Rollenverteilung 

dahingehend gegeben, dass der Beklagte für den Blog schreiben und der Frontmann sein 

sollte, während die Klägerin sich im Hintergrund gehalten habe und von den versprochenen 

Einnahmen sowie von Mandaten, die darüber generiert worden seien, profitiert habe. 

Die Klägerin sei auch, da sie keinerlei Ahnung von Servern und ähnlichem habe, nie im Be-

sitz der Zugangsdaten zu ihrem Providerkonto gewesen. Sie habe stets dem Zeugen Denk-

mann vertraut. 

Soweit es in der Vergangenheit zu Abmahnungen durch Dritte gegenüber der Webseite ge-

kommen sei, habe der Beklagte die Klägerin von den Forderungen freigestellt. Er habe sich 

ausschließlich und alleine um die Inhalte und die daraus resultierenden Abmahnungen ge-

kümmert. 

Auch mit den mandatierten Rechtsanwälten habe die Klägerin keinen bzw. nur marginalen 

Kontakt gehabt. Dies auch, da die Klägerin im Dezember 2017 zusätzlich an Burnout er-

krankt sei. Die Klägerin sei hierdurch berufsunfähig gewesen. Aufgrund ihrer MS-Erkran-

kung leide sie zudem wegen einer Schädigung des Sehnervs unter schlechtem Sehen, 

wenn die Bedingungen ungünstig seien. Sie könne Texte nur sehr schwer bis gar nicht le-

sen. Der Beklagte habe sich daher in dieser Zeit auch um ihre Post gekümmert. Der Be-

klagte habe zu Anfang 2021 davon gesprochen, einen „Treuhandvertrag“ bezüglich der in 

Rede stehenden Domain zu schließen. Dieser habe vorgesehen, dass nur der Beklagte als 

Treuhänder in Erscheinung trete und die Klägerin so nicht auch abgemahnt werden würde. 

Die Klägerin habe dies gänzlich abgelehnt. 

Hinsichtlich der E-Mail von Herrn Rechtsanwalt Euskirchen vom 26.03.2021 (Anlage LHR 

17) könne sich die Klägerin noch genau erinnern, dass der Beklagte seinerzeit die Klägerin 

gefragt habe, ob sie diese Mail erhalten habe. Daraufhin habe die Klägerin im Beisein des 

Beklagten ihr Smartphone überprüft und die E-Mail zur Kenntnis genommen. Sie habe beim 

ersten Blick vor allem eine Aufstellung eines Kostenrisikos gesehen. Der Beklagte habe 

der Klägerin mitgeteilt, dass sie die E-Mail einfach weiterleiten solle und er sich darum 

kümmere. Hierauf habe die Klägerin vertraut. Die E-Mail des Beklagten sei der Klägerin 
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dahingehend gänzlich unbekannt. 

Der angebliche Kaufvertrag mit dem Land NRW sei für den hiesigen Rechtsstreit unerheb-

lich, da er jedenfalls gegenstandslos sei. Zudem sei das Land NRW offensichtlich im Rah-

men des angeblichen Vertragsschlusses durch den Beklagten getäuscht worden. 

Der Beklagte habe durch die Übertragung der Domain der Klägerin auch den Besitz an der 

Domain durch verbotene Eigenmacht entzogen. 

Hilfsweise würden die geltend gemachten Ansprüche darauf gestützt, dass die Klägerin 

auch Inhaberin der Wort-Bild Marke wortfilter.de (3020140700328) sowie der Wortmarke 

„wortfilter“ (3020150036234) sei.

Die Klägerin hat beantragt,

1.

den Beklagten zu verurteilen, gegenüber der DENIC eG, Kaiserstraße 75 – 77, 

60329 Frankfurt am Main, auf die Internet-Domain wortfilter.de zu verzichten; 

2. 

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen Schaden zu erset-

zen, der dieser aus Handlungen gem. Ziffer I. entstanden ist und noch entstehen wird.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat vorgebracht:

Die Klägerin sei bereits nicht aktivlegimiert, da sie zu keinem Zeitpunkt rechtmäßige Inha-

berin der Domain gewesen sei. Das gesamte Vermögen des Axel Gronen sei – einschließ-

lich der streitgegenständlichen Domain – in das Eigentum des Landes NRW übergegan-

gen. 

Die Klägerin habe keinerlei Befugnis gehabt, gegenüber der DENIC die Domain zu kündi-
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gen und sich neu als Domaininhaberin registrieren zu lassen. Insbesondere sei zu bestrei-

ten, dass die Klägerin und der Zeuge Denkmann dazu berechtigt gewesen seien, eine Kün-

digung des Vertragsverhältnisses zwischen der DENIC und dem zu diesem Zeitpunkt schon 

längst verstorbenen Axel Gronen auszusprechen. Ebenso sei eine Generalvollmacht zu be-

streiten. Bezeichnenderweise könne die Klägerin auch kein belastbares Beweismittel vorle-

gen. Jedenfalls habe der Zeuge Denkmann auch über eine angebliche Vollmacht im Rah-

men seiner Zeugenvernehmung am 03.08.2023 auf der Polizeiwache Stolberg anlässlich 

eines von der Klägerin veranlassten Ermittlungsverfahrens gegen den Beklagten nicht ein 

einziges Wort verloren. 

Das Anvertrauen der Zugangsdaten habe auch allein den Zweck der technischen Betreuung 

der Domain durch den Zeugen Denkmann gehabt. Eine zu bestreitende Vollmacht des Zeu-

gen Denkmann über den Tod hinaus hätte zwar zur Vertretung des Verstorbenen auch über 

dessen Tod hinaus berechtigt. Die Vollmacht umfasse nach dem Tod des Vollmachtgebers 

aber nur die Befugnis zu einer auf den Nachlass beschränkten Vertretung des bzw. der Er-

ben. Selbst bei Annahme einer solchen Vollmacht wäre somit die Änderung der Domainda-

ten und die Eintragung der Klägerin als neue Domaininhaberin unwirksam gewesen. Aus-

weislich des Auszugs aus dem Facebook-Messenger vom 05.01.2015 (vgl. Anlage zum 

Protokoll vom 20.02.2024; Bl. 355 ff. der eAkte 1. Instanz) habe die Klägerin gegenüber 

dem Beklagten gerade auch geäußert, dass der Zeuge Denkmann nicht befugt sei, Hand-

lungen bezüglich des Vertrags vorzunehmen. 

Die Übertragung der Domain im Jahr 2021 auf den Beklagten sei auch nicht im Wege der 

verbotenen Eigenmacht, sondern mit Zustimmung und Kenntnis der Klägerin erfolgt. Hinter-

grund sei gewesen, dass die Klägerin – insoweit unstreitig – als Domaininhaberin regelmä-

ßig neben dem Beklagten wegen Ansprüchen Dritter (bspw. Unterlassungsansprüchen) be-

züglich vom Beklagten veröffentlichter Inhalte auf der Webseite in Anspruch genommen 

worden sei. Die Parteien hätten gemeinsam beschlossen, dass die erfolgte Domainüber-

tragung auf den Beklagten am sinnvollsten sei. Die E-Mails vom 25.03.2021 und vom 

29.03.2021 zeigten, dass die Klägerin bereits zu diesem Zeitpunkt über die Übertragung 

der Domain informiert gewesen sei. Einwendungen seien in der Folge bis zur Trennung der 

Parteien nicht erhoben worden. 

Der Beklagte habe die Zugangsdaten – bspw. am 30.03.2018 (vgl. Anlage B9) – auch von 
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der Klägerin selbst erhalten.

Der Beklagte habe zudem mit wirksamem Kaufvertrag vom 17.10.2023 von dem Land 

NRW rechtmäßig das Eigentum an der Domain erworben. 

Hinsichtlich der Hilfsbegründung fehle es bereits an der Zuständigkeit des angerufenen Ge-

richts.

Das Landgericht hat nach informatorischer Anhörung der Parteien und Vernehmung der 

Zeugen Elmar Denkmann sowie Daniel Rottländer die Klage abgewiesen. Wegen der wei-

teren Einzelheiten wird auf die Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils (Bl. 721 ff. 

der eAkte 1. Instanz) verwiesen. Im Wesentlichen hat das Landgericht ausgeführt:

Die zulässige Klage sei unbegründet. Der Klägerin stehe gegen den Beklagten unter kei-

nem rechtlichen Gesichtspunkt ein Anspruch auf Verzicht auf die Domain „www.wortfilter.de“ 

zu. Der Anspruch folge weder aus § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 BGB noch aus § 823 Abs. 2 

BGB i.V.m. § 303a Abs. 1 StGB.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme stehe nicht zur Überzeugung des Gerichts fest, 

dass die Klägerin ursprünglich wirksam Inhaberin der Domain geworden sei. Ursprünglich 

sei der Axel Gronen Inhaber der streitgegenständlichen Domain gewesen. Es habe nicht 

festgestellt werden können, dass die Domain zu einem späteren Zeitpunkt mit Rechtsgrund 

auf die Klägerin übertragen worden wäre. Erbe des Axel Gronen sei das Land NRW (§§ 

1936, 1966 BGB), nachdem der Klägerin kein gesetzliches Erbrecht zugestanden habe, sie 

für den gemeinsamen Sohn die Erbschaft ausgeschlagen habe und weitere Erben nicht hät-

ten ermittelt werden können. Von der gemäß § 1922 BGB erfolgten Gesamtrechtsnachfolge 

am Vermögen des Axel Gronen an das Land NRW sei entgegen der Ansicht der Klägerin 

auch die Inhaberschaft an der Domain umfasst.

Die Klägerin habe auch nicht zur Überzeugung des Gerichts den Beweis führen können, 

dass der Zeuge Denkmann 2015 dazu bevollmächtigt gewesen sei, den Registrierungsver-

trag zu kündigen und die Klägerin als Inhaberin der Domain eintragen zu lassen. Eine 

schriftliche Vollmacht liege nicht vor. Unter Berücksichtigung des unstreitigen Tatbestandes, 

der Angaben der Parteien sowie der Aussage des Zeugen Denkmann habe die Klägerin 

7 U 7/26 - Seite 10  -



auch nicht den Beweis führen können, dass der Axel Gronen gegenüber dem Zeugen Denk-

mann eine mündliche Vollmacht erteilt habe. U.a. ergebe sich aus der vorgelegten Face-

book-Kommunikation der Parteien vom 05.01.2025, dass die Klägerin selbst zu diesem 

Zeitpunkt nicht von einer Bevollmächtigung des Zeugen Denkmann ausgegangen sei. Die 

hierzu von der Klägerin getätigten Angaben reichten nicht aus, um dem Gericht die gemäß 

§ 286 ZPO notwendige Überzeugung zu verschaffen. Hinzu komme, dass auch die Aussa-

ge des Zeugen Denkmann diesbezüglich äußerst vage gewesen sei. Konkrete Angaben zu 

einer Bevollmächtigung - auch im Hinblick auf eine Änderung der Inhaberschaft – habe der 

Zeuge auch auf Nachfrage nicht machen können. Eine Vernehmung der klägerseits im Übri-

gen benannten Zeugen sei nicht veranlasst.

Überdies stehe für das Gericht auch nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme fest, dass 

die Übertragung der Domain im Jahr 2021 im Einvernehmen mit der Klägerin erfolgt sei. 

Für den Fall, dass entgegen den vorgenannten Ausführungen von einer im Jahr 2015 wirk-

sam erworbenen Inhaberschaft der Domain durch die Klägerin auszugehen sei, würde der 

geltend gemachte Anspruch jedenfalls hieran scheitern. Den entsprechenden Beweis habe 

der Beklagte führen können.

Auch ein Anspruch gemäß § 858 Abs. 1, § 861 Abs. 1 BGB analog scheide aus. Überdies 

sei aber auch bereits der Anwendungsbereich des § 858 Abs. 1 BGB nicht eröffnet. Denn 

das Nutzungsrecht des Inhabers eines Domainnamens sei nicht mit dem berechtigten Be-

sitz vergleichbar.

Soweit die Klägerin hilfsweise ihren geltend gemachten Anspruch auf eine Verletzung der 

Markenrechte stütze, habe sie diese Ansprüche - unabhängig von der fehlenden Zuständig-

keit des angerufenen Gerichts - bereits nicht hinreichend dargetan. Überdies ergebe sich 

aus den vorgelegten Beschlüssen des Deutschen Patent- und Markenamts (vgl. Anlage 

B27 und B28), dass die eingetragenen Marken für verfallen erklärt und gelöscht worden sei-

en.

Gegen dieses Urteil wendet sich die Berufung der Klägerin. Sie bringt vor:

Die Klägerin habe entgegen der Auffassung des Landgerichts im Jahr 2015 wirksam die In-
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haberschaft an der Domain erworben. Denn der Axel Gronen habe den Zeugen Denkmann 

bevollmächtigt, ihn gegenüber dem Provider und der DENIC zu vertreten und die zur Ver-

waltung und Sicherung der Domain erforderlichen Erklärungen abzugeben, und zwar aus-

drücklich auch für den Fall seines Ablebens über seinen Tod hinaus. Die anderweitige Auf-

fassung des Landgerichts sei nicht haltbar. 

Die vom Landgericht hierzu herangezogene Facebook-Nachricht vom 05.01.2015 habe in 

diesem Zusammenhang keine Beweiskraft, da es in dieser Nachricht weniger um die 

„Übernahme der Domain“ gegangen sei, als vielmehr um das Stellen eines KK-Antrags 

(Konnektivitäts-Koordinierungs-Antrag), zu dem der Zeuge Denkmann mangels Domainin-

haberschaft tatsächlich nicht befugt gewesen sei. Zudem habe das Landgericht sich nicht 

mit dem von der Klägerin geschilderten Kontext (Bedrängtfühlen durch den Beklagten) aus-

einandergesetzt. 

Des Weiteren sei die Beweiswürdigung des Landgerichts betreffend die Aussage des Zeu-

gen Denkmann fehlerhaft. Der Zeuge habe die Frage nach der Bevollmächtigung explizit 

bejaht und habe bekundet, dass er und Axel Gronen mehrmals darüber gesprochen hätten, 

dass dieser ihn dazu bevollmächtigte, nach seinem Ableben alle für den weiteren Betrieb 

der Webseite notwendigen Erklärungen abzugeben. Seine Aussage sei in sich schlüssig, 

widerspruchsfrei und mit hoher Glaubhaftigkeit erfolgt und habe den Vortrag der Klägerin 

bestätigt. Entgegen der Auffassung des Landgerichts habe der Zeuge auch konkrete Anga-

ben zu seiner Bevollmächtigung getätigt; es gebe auch objektive Anhaltspunkte für die Rich-

tigkeit seiner Aussage (Überlassung der Zugangsdaten zur Domain bereits zu Lebzeiten 

des ursprünglichen Domaininhabers). Der Zeuge Denkmann sei daher ggf. gem. § 398 

ZPO erneut zu vernehmen, da das Landgericht seine Aussage nicht richtig erfasst habe. 

Hinzu komme, dass das Landgericht die Glaubwürdigkeit des Zeugen nicht richtig gewür-

digt habe. Der Zeuge Denkmann habe kein eigenes wirtschaftliches Interesse gehabt. 

Feststellungen zur Glaubwürdigkeit des Zeugen habe das Landgericht nicht getroffen. Da-

mit sei eine Wiederholung seiner Vernehmung geboten. Die vom Landgericht herangezo-

gene Aussage des Zeugen im Ermittlungsverfahren sei unerheblich. Die dortige Verneh-

mung und die Vernehmung in diesem Rechtsstreit hätten unterschiedliche Gegenstände be-

troffen. Das habe der Zeuge auch so bekundet. 

Zudem habe das Landgericht den Anspruch der Klägerin auf Gewährung rechtlichen Ge-
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hörs (Art. 103 Abs. 1 GG) verletzt, indem es die von der Klägerin zum Nachweis der Bevoll-

mächtigung benannten Zeugen Werner Maaßen, Britt Hölscher und Gerrit Gronen ohne 

nachvollziehbaren Grund nicht vernommen habe. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass 

das Landgericht die Aussage des Zeugen Denkmann für vage gehalten habe, sei es zur 

Vernehmung der weiteren Zeugen verpflichtet gewesen.

Selbst wenn (zu Unrecht) eine Bevollmächtigung des Zeugen Denkmann verneint würde, sei 

dies unerheblich für die Wirksamkeit der Änderung der Inhaberschaft. Denn selbst dann, 

wenn der Zeuge Denkmann sein „rechtliches Dürfen“ vorliegend überschritten hätte, hätte 

dies auf die Wirksamkeit der Kündigung keine Auswirkungen. Sinn dieser Trennung der 

Vollmacht vom Grundverhältnis sei der Schutz des Geschäftsgegners des Vertretenen, hier 

der DENIC. Die Änderung der Domain sei jedenfalls vom „rechtlichen Können“ des Zeugen 

Denkmann umfasst gewesen. Durch den Besitz der Zugangsdaten habe der Zeuge Denk-

mann im KIS die Inhaberdaten ändern können. Rechtlich habe er damit über den Provider 

und gegenüber der DENIC im Namen des Axel Gronen eine Kündigungserklärung abgeben 

und den Registrierungsvertrag kündigen sowie einen neuen Registrierungsvertrag zwischen 

der DENIC und der Klägerin schließen können („rechtliches Können“). 

Soweit die Kammer außerdem davon ausgehe, die Übertragung der Domain im Jahr 2021 

sei „im Einvernehmen mit der Klägerin erfolgt“, trage auch diese Würdigung nicht. Das 

Landgericht habe sich hierzu im Wesentlichen auf die Angaben des Beklagten in der münd-

lichen Verhandlung gestützt, was aber nicht ausreichend sei. Mit dem abweichenden Klä-

gervortrag und den abweichenden Angaben der Klägerin setze sich das Landgericht nicht 

auseinander. Die in diesem Zusammenhang erfolgte Heranziehung der E-Mail-Korrespon-

denz sei ohne Würdigung des klägerischen Vortrags erfolgt (z.B. E-Mail LHR17 zwar erhal-

ten, aber ohne ausreichende Kenntnisnahme nur überflogen). Vor allem gehe die Würdi-

gung des Landgerichts daran vorbei, dass die Klägerin 2021 berufsunfähig erkrankt gewe-

sen sei, weshalb der Beklagte ihre Angelegenheiten organisiert habe, so dass die Klägerin 

Nachrichten regelmäßig einfach an den Beklagten weitergeleitet habe (vgl. Anlagen LHR 

41, 42 und 57). Den zur Aufklärung dieser Umstände benannten Zeugen Rechtsanwalt Eus-

kirchen habe das Landgericht auch nicht vernommen, genauso wenig wie die schon in ers-

ter Instanz benannten Zeugen Rechtsanwalt Mörger, Rechtsanwalt Henkel und Rechtsanwalt 

Müller-Römer. Zudem sei die Aussage des Beklagten widersprüchlich und unglaubhaft.
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Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landgerichts Zweibrücken vom 12.12.2025, Az: 1 O 147/20, aufzuhe-

ben und entsprechend dem erstinstanzlichen Schlussantrag

1. 

den Beklagten zu verurteilen, gegenüber der DENIC eG, Kaiserstraße 75 – 77, 

60329 Frankfurt am Main, auf die Internet-Domain wortfilter.de zu verzichten;

2. 

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen Schaden zu erset-

zen, der dieser aus Handlungen gem. Ziffer I. entstanden ist und noch entstehen wird.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung der Klägerin unter Aufrechterhaltung des Urteils des Landgerichts Zwei-

brücken vom 12.12.2025, Az. 1 O 147/23, zurückzuweisen.

Der Beklagte bringt vor:

Das Landgericht sei zutreffend zu dem Ergebnis gelangt, dass die Klägerin den Nachweis 

einer wie von ihr behauptet transmortalen Bevollmächtigung des Zeugen Denkmann durch 

den Axel Gronen nicht geführt habe. Hierfür fehle es an objektiven Anhaltspunkten. Eine ent-

sprechende Kommunikation dieser Vollmacht gegenüber Dritten sei nie erfolgt. Der Zeuge 

Denkmann habe selbst nicht klar einordnen können, ob und in welchem Umfang er vom Ver-

storbenen mit Befugnissen ausgestattet worden sei. Auch stelle die Facebook-Nachricht 

der Klägerin vom 05.01.2015 (Anlage B22) ein weiteres ganz erhebliches Indiz gegen die 

behauptete Vollmacht dar, wie es vom Landgericht erstinstanzlich umfangreich und zutref-

fend gewürdigt und festgestellt worden sei. Soweit die Klägerin weiterhin die Rechtsauffas-

sung vertrete, selbst eine fehlende Bevollmächtigung des Zeugen Denkmann durch den 

Axel Gronen sei für die Wirksamkeit der Änderung der Inhaberschaft der Domain unschäd-

lich, sei dies falsch. Eine Vernehmung der von der Berufung angeführten weiteren Zeugen 

sei nicht veranlasst gewesen. Das Gericht sei nicht verpflichtet, jedem Beweisantrag nach-

zugehen, wenn es – wie hier – aufgrund der bereits durchgeführten Beweisaufnahme zu der 
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Überzeugung gelangt sei, dass zusätzliche Zeugenaussagen keine entscheidungserhebli-

chen neuen Erkenntnisse erwarten lassen. Es habe sich um bloße Zeugen vom Hörensagen 

gehandelt.

Das Landgericht sei ferner zutreffend davon ausgegangen, dass die Übertragung der Do-

main im Jahr 2021 jedenfalls im Einvernehmen mit der Klägerin erfolgt sei. Der anderweiti-

ge Vortrag der Klägerin bestehe aus Schutzbehauptungen. Ihr Vortrag zu gesundheitlichen 

Einschränkungen gehe daran vorbei, dass sie weiterhin am allgemeinen Geschäftsverkehr 

teilgenommen und auch keinen Kanzleivertreter bestellt habe.

Zur Ergänzung wird wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands auf das 

Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 19.08.2026 sowie auf die gewechselten Schrift-

sätze samt Anlagen verwiesen.

II.

Die zulässige Berufung der Klägerin ist unbegründet. Das Landgericht hat die Klage im Er-

gebnis zu Recht abgewiesen. Die gegen die angefochtene Entscheidung gerichteten An-

griffe der Berufung bleiben ohne Erfolg.

1.

Den zulässigen Klageantrag zu 1), mit dem die Klägerin vom Beklagten den Verzicht auf 

die Internet-Domain wortfilter.de begehrt und der dahin auszulegen ist, dass dieser Verzicht 

zu ihren, der Klägerin, Gunsten erfolgen soll, hat das Landgericht im Ergebnis zu Recht ab-

gewiesen. Der Klägerin steht ein entsprechender Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB 

nicht zu. 

a)

Dem Landgericht ist darin zuzustimmen, dass besitzschutzrechtliche Ansprüche (§§ 858 ff. 

BGB) nicht in Betracht kommen. Besitz ist nur an körperlichen Gegenständen möglich, nicht 

hingegen an unkörperlichen Gegenständen, z.B. geistigen Schöpfungen i.S.d. § 2 Abs. 2 

7 U 7/26 - Seite 15  -



UrhG als solchen, an Forderungen, Naturkräften oder der Person bzw. Arbeitskraft eines 

Menschen; auch an Computerprogrammen, Daten und virtuellen Gegenständen (z.B. Com-

puterspielcharakteren) als solchen gibt es keinen Besitz (vgl. BGH NJW 2016, 1094 Rn. 20; 

BeckOK BGB/Fritzsche, 77. Ed. 1.2.2026, § 854 Rn. 6; jeweils m.w.N.). Eine analoge An-

wendung des Besitzschutzes auf Daten kommt nicht in Betracht (OLG Brandenburg 

NJW-RR 2020, 54 Rn. 42; MünchKommBGB/F. L. Schäfer, 10. Aufl. 2026, § 854 Rn. 26).

b)

Der Klägerin steht der geltend gemachten Anspruch auch unter dem Gesichtspunkt eines 

Anspruchs aus Eingriffskondiktion (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB) nicht zu. Auch insoweit 

hat das Landgericht die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

aa)

Der Beklagte hat durch seine Eintragung als Inhaber der Domain wortfiter.de etwas erlangt. 

Als erlangtes Etwas im Sinne der allgemeinen Eingriffskondiktion (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 

2 BGB) kommt jeder vermögensrechtlich nutzbare Vorteil in Betracht, der von der Rechts-

ordnung einer bestimmten Person zugewiesen sein kann. Hierzu zählen nicht nur alle abso-

luten Rechte, der Besitz sowie Nutzungs- und Verwertungsmöglichkeiten, sondern ebenso 

vorteilhafte Rechtsstellungen sonstiger Art, wie beispielsweise unrichtige Eintragungen im 

Grundbuch, ein Erbschein, ein Testamentsvollstreckerzeugnis und Urkunden, denen gewis-

se Rechtswirkungen zukommen oder aber unter ungünstigen Umständen zukommen kön-

nen, aber auch die Stellung eines Forderungsprätendenten bezüglich eines hinterlegten 

Geldbetrags. Eine dem Forderungsprätendenten vergleichbare Stellung nimmt auch derje-

nige ein, der als Inhaber eines Domainnamens in der WHOIS-Datenbank der DENIC einge-

tragen ist, ohne gegenüber der DENIC tatsächlich materiell berechtigt zu sein (zum Ganzen: 

BGH NJW 2012, 2034 Rn. 36 ff.). Der Domaininhaber erwirbt weder das Eigentum an der 

Internet-Adresse selbst noch ein sonstiges absolutes Recht an der Domain, welches ähnlich 

der Inhaberschaft an einem Immaterialgüterrecht verdinglicht wäre. Vielmehr erhält er als 

Gegenleistung für die an die DENIC e.G. zu zahlende Vergütung das Recht, für seine 

IP-Adresse eine bestimmte Domain zu verwenden, und damit ein relativ wirkendes, vertrag-

liches Nutzungsrecht, wobei die unbestimmte Vertragsdauer verbunden mit den vorgesehe-

nen Kündigungsmöglichkeiten auf den Charakter des Rechtsverhältnisses als Dauerschuld-
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verhältnis hinweisen. Der Vertragsschluss mit der Registrierungsstelle begründet zu Guns-

ten des Domaininhabers ein relativ wirkendes vertragliches Nutzungsrecht, das dem Inha-

ber des Domainnamens ebenso ausschließlich zugewiesen ist wie das Eigentum an einer 

Sache (vgl. zum Ganzen: BVerfG NJW 2005, 589; BGH GRUR 2009, 1055 Rn. 55; NJW 

2012, 2034 Rn. 23).

bb)

Ein Anspruch der Klägerin gegen den Beklagten aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB auf 

„Herausgabe“ dieser Domain – hier gerichtet auf Verzicht auf diese Domain zu Gunsten der 

Klägerin – besteht nicht. Die Klägerin hat nicht nachzuweisen vermocht, dass der Beklagte 

die Inhaberschaft an der Domain auf ihre Kosten ohne rechtlichen Grund erlangt hat. 

Diese Voraussetzung wäre bei einer unrichtigen Eintragung der Person, die als Inhaber des 

Domainnamens in der WHOIS-Datenbank der DENIC eingetragen ist, erfüllt (vgl. BGH NJW 

2012, 2034 Rn. 39 ff.). Unstreitig war der Axel Gronen ursprünglicher Inhaber der Domain. 

Ebenso unstreitig ist Erbe des Vermögens des Axel Gronen der Fiskus, hier das Land 

Nordrhein-Westfalen (§§ 1936, 1966 BGB); die Inhaberschaft und das Nutzungsrecht an ei-

ner Domain des Erblassers ist ebenso vererblich wie der Erbe in den Vertrag mit dem Inter-

netprovider eintritt (Lieder in: Erman BGB, Kommentar, 17. Auflage 2023, § 1922 Rn. 14; 

vgl. auch BGH NJW 2018, 3178 Rn. 22). Damit kommt es hier grundsätzlich zunächst dar-

auf an, ob die kurz nach dem Tod des Axel Gronen Anfang 2015 durch den Zeugen Denk-

mann erfolgte Übertragung der Domain auf die Klägerin, die diese mangels Erbenstellung 

nicht im Wege der Universalsukzession erlangt haben kann, wirksam erfolgte, so dass die 

Klägerin Rechtsinhaberin geworden ist, in deren Position durch die im Anschluss 2021 er-

folgte Übertragung der Domain auf den Beklagten eingegriffen worden sein kann. Das 

Landgericht hat aber in für den Senat bindender Weise (§ 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) festge-

stellt, dass die Klägerin 2021 in die Übertragung auf den Beklagten eingewilligt hat; jeden-

falls hat die Klägerin damit den ihr obliegenden Beweis, dass sie 2021 nicht in die Übertra-

gung auf den Beklagten eingewilligt hat, nicht zu führen vermocht. Damit kann die Frage, ob 

die Domain 2015 überhaupt wirksam auf sie übertragen wurde – was von der Frage der 

Bevollmächtigung des Zeugen Denkmann durch den Axel Gronen abhängt –, letztlich offen 

bleiben.
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(1)

Grundsätzlich hat der Bereicherungsgläubiger alle Voraussetzungen des Bereicherungsan-

spruches darzulegen und zu beweisen (BGHZ 128, 167, 171; 154, 5, 9; BGH NJW-RR 

2009, 544, 546). Das gilt auch für die Voraussetzung „auf dessen Kosten“ bei der Eingriffs-

kondiktion sowie für den fehlenden Rechtsgrund, wobei der Bereicherungsgläubiger hier 

nur die vom Anspruchsgegner im Rahmen von dessen sekundärer Darlegungslast konkret 

behaupteten Rechtsgründe, nicht hingegen alle theoretisch in Betracht kommenden (weite-

ren) Rechtsgründe ausräumen muss (BGHZ 154, 5, 9; BGH, Urt. v. 15.03.2007, III ZR 

260/05 = BeckRS 2007, 6172 Rn. 13; BGH NJW-RR 2009, 544, 546; jeweils m.w.N.). Die-

se Beweislast für das Fehlen des rechtlichen Grundes gilt nach der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofes grundsätzlich auch für die hier in Rede stehende Eingriffskondiktion 

(BGHZ 169, 377, 379 f.; BGH NJW-RR 2009, 1142, 1144). Ein Ausnahmefall, wie ihn die 

Klägerin in ihrem Schriftsatz vom 20.08.2026 für sich in Anspruch nimmt, liegt nicht vor.

(2)

Betreffend die Vorgänge im Jahr 2015 oblag der Klägerin damit der Beweis, dass Axel 

Gronen dem Zeugen Denkmann eine transmortale Vollmacht zur Übertragung der Domain 

auf die Klägerin erteilt hatte. Denn dieser Vorgang gehört zum Tatbestandsmerkmal „auf 

dessen Kosten“, da die Erlangung der materiellen Inhaberstellung an der Domain seitens 

der Klägerin wie dargestellt nur im Fall einer wirksamen Bevollmächtigung überhaupt in Be-

tracht kommt. Insoweit hat das Landgericht nach informatorischer Anhörung der Klägerin 

und Vernehmung des Zeugen Denkmann sich von dieser Bevollmächtigung nicht überzeu-

gen können. 

(a) 

An diese Feststellung des Landgerichts, der genannte Beweis sei nicht geführt, ist der Se-

nat – soweit es das Ergebnis der vom Landgericht durchgeführten Beweisaufnahme betrifft 

– nach dem Maßstab von § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO gebunden; die Beweiswürdigung des 

Landgerichts ist in diesem Umfang nicht zu beanstanden, sondern zutreffend. 

Die Angaben der Klägerin zu den Vorgängen im Jahr 2015 tragen den ihr obliegenden 

Nachweis ersichtlich nicht. Die Klägerin konnte zu einem solchen Bevollmächtigungsvor-
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gang aus eigener Wahrnehmung nichts sagen, sondern nur die Angaben des Zeugen 

Denkmann ihr gegenüber wiedergeben. Selbst diese Wiedergabe enthielt letztlich nur vage 

und kaum belastbare Erklärungen und war zudem in sich widersprüchlich. So gab die Klä-

gerin zunächst an, man sei davon ausgegangen, dass die Domain bei Freiwerden infolge 

des Todes von Axel Gronen „automatisch auf mich übergehen“ werde. Wozu es dann einer 

Vollmacht bedurft hätte, erschließt sich bereits nicht. Danach gab sie an, gewusst zu haben, 

dass es „keine schriftliche Vollmacht oder Ähnliches gab“, bevor sie schließlich die Erklä-

rung des Zeugen Denkmann schilderte, wonach dieser „mehr oder weniger“ beauftragt wor-

den sei, „alles zum Wohle von Felix zu machen“. Diese Angaben sind zur Beweisführung of-

fensichtlich ungeeignet.

Der Zeuge Denkmann gab bei seiner Vernehmung zunächst an, die Domain habe nach 

dem Tod von Axel Gronen auf dessen Wunsch „am Leben erhalten“ werden sollen; dazu (!) 

sei er bevollmächtigt worden. Er, also der Zeuge selbst, sei dann bei der Frage, wer der 

neue Betreiber / Inhaber sein solle, auf die Klägerin („die Heidi“) gekommen, da er selbst 

die Betreiberrolle nicht habe übernehmen wollen. Erst im weiteren Verlauf gab der Zeuge 

dann eine – zeitlich nicht näher präzisierte, sondern eher über Jahre hinweg immer wieder 

thematisierte – Bevollmächtigung durch Axel Gronen dahingehend an, er habe im Fall des 

Todes von Axel Gronen dafür sorgen sollen, dass die Domain „weitergereicht wird und sein 

Sohn profitiert“. Diese Angaben passen nicht zusammen. Denn würde Letzteres zutreffen, 

hätte sich der Zeuge über Ersteres – nämlich die Frage, wer als Betreiber zum „Lebenser-

halt“ der Webseite in Betracht kommt – keine Gedanken machen und nicht selbst auf die 

Klägerin kommen müssen, da diese nach Lage der Dinge dann, wenn der Sohn profitieren 

sollte, ohnehin als Einzige in Betracht gekommen wäre. Auch angesichts der insgesamt 

eher vagen und teils widersprüchlichen Angaben des Zeugen reicht das zu dem der Kläge-

rin obliegenden Nachweis ebenfalls nicht. 

(b)

Soweit das Landgericht die Vernehmung der von der Klägerin zusätzlich benannten Zeugen 

Werner Maaßen, Britt Hölscher und Gerrit Gronen zur Frage der Bevollmächtigung des Zeu-

gen Denkmann unterlassen hat, spricht zwar vieles dafür, dass diese hätten vernommen 

werden müssen, mithin die Berufung diesen Punkt zu Recht rügt. Letztlich kann diese Frage 

angesichts des Umstands, dass das Landgericht die Zustimmung der Klägerin zur Übertra-
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gung der Domain im Jahr 2021 in für den Senat bindender Weise (§ 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) 

festgestellt hat, jedenfalls aber die Klägerin die vom Beklagten behauptete Zustimmung zur 

Übertragung der Domain im Jahr 2021 nicht hat ausräumen können (dazu sogleich unter 

(3)), aber dahinstehen.

(3)

Ein rechtsgrundloser Eingriff in eine der Klägerin zustehende Rechtsposition ist – die wirk-

same Übertragung der Domain auf die Klägerin im Jahr 2015, deren weitere Aufklärung 

damit offenbleiben kann, an dieser Stelle zu ihren Gunsten unterstellt – nämlich schon des-

halb zu verneinen, weil das Landgericht in für den Senat bindender Weise festgestellt hat, 

dass die Übertragung der Domain im Jahr 2021 im Einvernehmen mit der Klägerin erfolgt 

ist. An diese Feststellung des Landgerichts ist der Senat gemäß § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO 

gebunden, solange nicht konkrete Anhaltspunkte Zweifel an der Vollständigkeit und Richtig-

keit dieser Feststellung begründen und daher deren erneute Feststellung gebieten (zum 

Maßstab vgl. BGH NJW-RR 2017, 75 Rn. 24; NJW-RR 2018, 651 Rn. 15; NJW-RR 2019, 

1343 Rn. 11 m.w.N.). Solche konkreten Anhaltspunkte bestehen hier nicht; die Beweiswür-

digung des Landgerichts ist vom Ergebnis der informatorischen Anhörung beider Parteien 

ersichtlich getragen und zutreffend. Hinzu kommt, dass die Darlegungs- und Beweislast – 

wie dargestellt, da dieser Punkt zum fehlenden Rechtsgrund des behaupteten Eingriffes ge-

hört – hier ohnehin die Klägerin trifft. Angesichts der somit die Klägerin treffenden Beweis-

last käme es auf die Frage, ob die Einwilligung der Klägerin in die Übertragung auf den Be-

klagten – wie vom Landgericht bindend (§ 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) angenommen – im Be-

weismaß des § 286 Abs. 1 ZPO nachgewiesen ist, nicht einmal an, da auch ein „non-liquet“ 

zu Lasten der beweisbelasteten Klägerin ginge. Nach dem Ergebnis der vom Landgericht 

durchgeführten Parteianhörung wäre der Klägerin dieser Nachweis, dass die Übertragung 

der Domain auf den Beklagten nicht mit ihrem Einverständnis erfolgte, erst recht nicht ge-

lungen. 

(a)

Die Angaben der Klägerin dazu bei ihrer Anhörung durch das Landgericht nach § 141 ZPO 

waren (der Zeuge Denkmann konnte zu diesem Beweisthema nichts sagen) derart pau-

schal, dass das Landgericht den deutlich detaillierteren und auch plausiblen Angaben des 
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Beklagten zum vom Landgericht angenommenen Vollbeweis folgen konnte (zur Möglichkeit 

des Vollbeweises aus Parteianhörung: BGH NJW-RR 2018, 249, 250 f. m.w.N.). Zum der 

Klägerin obliegenden Nachweis ihres Vortrags reichen die Angaben damit erst recht nicht. 

Die Angaben der Klägerin insbesondere zu den E-Mails und dem Schreiben ihres damali-

gen Bevollmächtigten Rechtsanwalt Euskirchen, die sie alle entweder nicht gelesen oder 

nur ungelesen weitergeleitet haben will, weil ausschließlich der Beklagte dies damals alles 

für sie gemacht habe, sind wenig belastbar und nicht überzeugend. Das gilt allem voran für 

den Schriftsatz ihres eigenen Rechtsanwalts Euskirchen vom 29.03.2021 (Anlage B4) im 

Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme der Klägerin als Betreiberin der Webseite 

durch Dritte. In diesem Schriftsatz führt der Rechtsanwalt der Klägerin nämlich selbst aus, 

die „Domaininhaberschaft [hat sich] geändert“. Das lässt offenkundig nur den Schluss zu – 

der Wechsel kann nur der zum Beklagten gewesen sein –, dass die Klägerin von dieser 

Übertragung auf den Beklagten wusste und damit einverstanden war. Ihre Argumentation, 

weshalb sie Unkenntnis von diesem Schriftsatz gehabt habe, überzeugt nicht. 

Die Freigabemail bezüglich dieses Schriftsatzes (siehe Bl. 362 der eAkte 1. Instanz) 

stammt zwar tatsächlich vom Beklagten, was ansatzweise zum Vortrag der Klägerin passt. 

Allerdings ging diese Mail des Beklagten in Kopie auch an die Klägerin, was sie wiederum 

nicht zur Kenntnis genommen haben will. Die Ummeldenachrichten betreffend die Domain 

gingen jedenfalls auch an die Beklagte. Vollends eindeutig ist in diesem Zusammenhang al-

lerdings die E-Mail von Rechtsanwalt Euskirchen vom 26.03.2021, in der er seinen Bestel-

lungsschriftsatz an die Klägerin übersendet. Dies erfolgte nicht nur an deren Mailadresse, 

sondern mit der Anrede „Sehr geehrte Frau Kollegin, hallo Heidi“, und war somit eindeutig 

an die Klägerin persönlich – und nur an diese – adressiert. Dass dieser Vorgang mit der 

Behauptung der Klägerin, der Beklagte habe Rechtsanwalt Euskirchen den Kontakt mit ihr 

verboten und auch das Mandat selbst geregelt, nicht in Übereinstimmung zu bringen ist, ist 

offenkundig. Diese E-Mail betrifft aber – wie dargestellt – eben den Schriftsatz, in dem der 

Übergang der Domaininhaberschaft angesprochen wird. 

Demgegenüber sind die Angaben des Beklagten bei seiner Anhörung nach § 141 ZPO in 

sich schlüssig und passen auch von der angegebenen Motivlage her, nach der die Klägerin 

nicht mehr den Inanspruchnahmen durch Dritte wegen des Inhaltes der Webseite ausge-

setzt sein wollte, sowie zum Schreiben des Rechtsanwalts Euskirchen an die Kanzlei 
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Lampmann, Haberkamm, Rosenbaum vom 29.03.2021 (Anlage B4), in dem dieser für die 

Klägerin in ihrer Eigenschaft als Domaininhaberin zur Abwehr von Ansprüchen Dritter tätig 

wurde. Entgegen der in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat vom Prozessbevoll-

mächtigten der Klägerin wiederholt geäußerten Auffassung können die Angaben des Be-

klagten auch nicht als pauschal und unzureichend qualifiziert werden. Ausweislich des Pro-

tokolls der mündlichen Verhandlung vom 20.02.2024 (dort S. 8/9) hat der Beklagte das Ge-

spräch, in dem die Klägerin ihre Zustimmung erteilt hat, genauso detailliert geschildert wie 

sein unmittelbar anschließendes Tätigwerden zur Umschreibung der Domain. 

Bei dieser Sachlage ist es daher nicht zu beanstanden, dass das Landgericht das Einver-

ständnis der Klägerin positiv festgestellt hat; diese Feststellung bindet den Senat (§ 529 

Abs. 1 Nr. 1 ZPO). Jedenfalls aber ist der der Klägerin obliegende Nachweis, dass der 

Übergang nicht mit ihrem Einverständnis stattfand, offensichtlich nicht geführt. 

(b)

Eine weitere Aufklärung dieses Sachverhalts durch Vernehmung des von der Klägerin be-

nannten Zeugen Euskirchen, die allein geeignet gewesen wäre, die Bindungswirkung zu be-

seitigen, ist nicht mehr möglich. Der Senat hat den Zeugen geladen. Daraufhin hat dessen 

geschiedene Ehefrau mitgeteilt, dass Rechtsanwalt Euskirchen am 28.02.2026 verstorben 

ist (vgl. Vermerk vom 16.06.2026, Bl. 80 der eAkte 2. Instanz).

(c)

Die von der Klägerin schon im ersten Rechtszug zusätzlich benannten Rechtsanwälte Falko 

Henkel, Stefan Müller-Römer und Malte Mörger sind nicht zu vernehmen. Sie waren nicht 

die in diesem Zusammenhang mandatierten Anwälte, weshalb schon nicht nachvollziehbar 

ist, dass sie Angaben zu den unmittelbaren Gesprächen zwischen der Klägerin und dem 

Beklagten betreffend die Übertragung der Domain machen können. Die Beweisthemen, zu 

denen die drei Zeugen benannt sind, sind dementsprechend sehr pauschal gehalten und 

beziehen sich vorrangig auf die (behauptete) allgemeine Handhabung der Klägerin, wonach 

sich der Beklagte aufgrund ihrer gesundheitlichen Einschränkungen um die Post der Kläge-

rin kümmern sollte, und auf die Behauptung der Klägerin, keiner der drei Zeugen habe die 

Informationen über den Domainwechsel an die Klägerin weitergegeben. Dieser Vortrag 

muss im Streitfall nicht durch eine Beweisaufnahme aufgeklärt werden. Ein Beweisantrag 

7 U 7/26 - Seite 22  -



kann in entsprechender Anwendung von § 244 Abs. 3 StPO abgelehnt werden, wenn die un-

ter Beweis gestellte Tatsache unerheblich, bereits erwiesen oder offenkundig ist, wenn das 

Beweismittel unzulässig, unerreichbar oder völlig ungeeignet ist oder wenn die behauptete 

Tatsache als wahr unterstellt wird; die Wahrunterstellung ist ein Unterfall der Unerheblichkeit 

(vgl. BGHZ 53, 245, 258 f.; BGHZ 121, 266, 270 f.; BGH Beschl. v. 24.9.2015 – IX ZR 

266/14, BeckRS 2015, 17442 Rn. 7). Den genannten Vortrag – zugunsten der Klägerin – 

als wahr unterstellt, ist jedoch weder eine Information der Klägerin seitens des Beklagten 

selbst noch seitens des mit dem Mandat eigentlich betrauten, mittlerweile verstorbenen 

Zeugen Euskirchen ausgeschlossen, die durch die genannten Umstände ohnehin nahege-

legt wird. Soweit die Klägerin im ersten Rechtszug die Zeugen Falko Henkel und Malte 

Mörger auch zu der Behauptung benannt hat, vom Beklagten behauptete Gespräche zwi-

schen der Klägerin und diesen beiden Rechtsanwälten über die Übertragung der Domain 

hätten nicht stattgefunden, betrifft dies nur das Randgeschehen, aber wiederum nicht die 

unmittelbare Kommunikation zwischen der Kläger und dem Beklagten (bzw. dem unmittel-

bar mit der Sache befassten Zeugen Euskirchen). Auch diese Behauptung der Klägerin 

kann daher als wahr unterstellt werden, ohne dass sich hieraus ein abweichendes Beweis-

ergebnis im Sinne der Klägerin ableiten ließe.

c)

Ein Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB kommt nicht in Betracht, weil die Domaininhaberschaft 

– wie dargestellt – kein absolutes Recht verschafft (vgl. BVerfG NJW 2005, 589; BGH 

GRUR 2009, 1055 Rn. 55; NJW 2012, 2034 Rn. 23).

d)

Der klägerseits weiterhin geltend gemachte Anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 303a 

Abs. 1 StGB (Datenveränderung) besteht ebenfalls nicht. Die hier allein in Betracht kom-

mende Tathandlung des Veränderns von Daten liegt nicht vor.

aa)

Gegenstand der Tat nach § 303a Abs. 1 StGB sind Daten i.S.v. § 202a Abs. 2 StGB, die 

nicht unmittelbar wahrnehmbar gespeichert oder übermittelt werden (BeckOK 

StGB/Weidemann, 68. Ed. 1.2.2026, StGB § 303a Rn. 3). Daten sind damit nur solche, die 
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elektronisch, magnetisch oder sonst nicht unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder 

übermittelt werden (§ 202a Abs. 2 StGB). Damit dürften die Daten betreffend die Inhaber-

schaft der Domain als taugliches Tatobjekt erfasst sein.

bb)

Es liegt aber letztlich kein Verändern von Daten im Sinne der Vorschrift vor, so dass der ob-

jektive Tatbestand des Schutzgesetzes nicht erfüllt ist.

(1)

Ein Verändern i.S.v. § 303a Abs. 1 StGB liegt vor bei einem Herbeiführen von Funktionsbe-

einträchtigungen der Daten, die eine Änderung ihres Informationsgehalts oder des Aussa-

gewerts zur Folge haben. Hierunter fällt – entsprechend der Definition in § 3 Abs. 4 Satz 2 

Nr. 2 BDSG (in der bis zum 24.05.2018 geltenden Fassung) – jede Form der inhaltlichen 

Umgestaltung von gespeicherten Daten, wobei es nicht darauf ankommt, ob diese eine ob-

jektive Verbesserung darstellt. Entscheidend ist vielmehr, dass ein vom bisherigen abwei-

chender Zustand herbeigeführt wird (vgl. zum Ganzen: BGH NStZ 2018, 401, 403). Als Tat-

handlungen kommen beispielsweise das Übersetzen in eine andere Programmiersprache, 

die Änderung von Verknüpfungen, das Verbessern oder Beheben von Fehlern, Entfernen 

einer SIM-Lock-Sperre, Aufspielen von Viren oder das Pharming in Betracht; nicht erfasst 

wird hingegen das unerlaubte Kopieren oder das bloße Hinzufügen von Daten auf ungenutz-

ten Speicherplatz (vgl. BeckOK IT-Recht/Mansdörfer, 22. Ed. 1.7.2025, StGB § 303a Rn. 

30 f. m.w.N.).

(2)

Hiervon ausgehend hat der Beklagte keine Datenveränderung i.S.v. § 303a Abs. 1 StGB 

begangen. Er hat zwar die Inhaberschaft der Domain verändert, d.h. die Domain auf sich 

übertragen. Es ist aber nicht erkennbar, dass er gespeicherte Daten inhaltlich umgestaltet 

hätte. Vielmehr hat der Beklagte ausweislich seiner Angaben in der mündlichen Verhand-

lung vom 20.02.2024 (dort S. 8/9 = Bl. 345/346 der eAkte 1. Instanz) die ihm bereits einge-

räumten Administratorenrechte genutzt, um die Inhaberschaft der Domain zu ändern. Damit 

hat er aber keine bereits bestehenden Daten verändert, zumal die Historie der Domaininha-

berschaft weiter korrekt nachvollzogen werden konnte. 
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2.

Der Klageantrag Ziff. 2 ist jedenfalls unbegründet, weshalb die Frage nach dem Vorliegen 

eines Feststellungsinteresses – das nur Sachurteilsvoraussetzung für ein stattgebendes Ur-

teil wäre (vgl. Greger in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 256 Rn. 13 

m.w.N.) – und damit die Zulässigkeit des Antrags offenbleiben kann. Die Klägerin hält kei-

nen schlüssigen Vortrag zu diesem Antrag. Sie bezieht den Feststellungsantrag ausdrück-

lich und ohne jegliche Erläuterung auf Schäden. Ein Schadensersatzanspruch steht ihr zu-

dem auf der Basis des feststellbaren Sachverhaltes auch nicht zu. 

III.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. Der Ausspruch über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit fußt auf § 708 Nr. 10, § 713 ZPO. Gründe für die Zulassung der Revision 

i.S.v. § 543 Abs. 2 ZPO liegen nicht vor.

 

Pees Hölper Arendholz
Vorsitzender Richter 
am Oberlandesgericht

Richter 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht
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Beschluss

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 10.000,00 € festgesetzt.

 

Pees Hölper Arendholz
Vorsitzender Richter 
am Oberlandesgericht

Richter 
am Oberlandesgericht

Richterin 
am Oberlandesgericht
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Pfälzisches Oberlandesgericht Zweibrücken
7 U 7/26

Verkündet am 26.08.2026

Groves, Justizobersekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Beglaubigt:

(Groves), Justizobersekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

(Dienstsiegel)


